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«WILLKOMMEN IN ÖSTERREICH» 
Liechtenstein-Delegation zu offiziellem Staatsbesuch! in Wien eingetroffen - Staatsvertrag unterzeichnet 
(Wien / nj) — Kurz nach 1 Uhr 
mittags ist gestern Regierungschef 
Dr. Walter Kieber mit seiher Be
gleitung zum offiziellen dreitägigen 
Besuch in Oesterreich eingetroffen. 
Am Wiener Flughafen Schwechat 
wurde er von Bundeskanzler Dr. 
Bruno Kreisky und von Aussenmi-
nister Dr. Erich Bielka begrüsst. Ge
stern nachmittag folgte nach einem 
Besuch beim Bundeskanzleramt die 
Unterzeichnung des österreichisch/ 
liechtensteinischen Staatsvertrages 

Schweiz: 
Keine 
13. Rente 
Vorläufig keine 
Rentenanpassung bei 
AHV und IV In der Schweiz 
Bern,' Jan. (sda) Die Eidge
nössische, ..Kopimission für 
die ÄHV und die Invaliden
versicherung hat sich als be
ratendes Organ in den letz
ten zwei Sitzungen einläss-
lich mit der Frage einer Ren
tenerhöhung für AHV und IV 
befasst und ist dabei zum 
Schluss gekommen, dass  
sich eine Anpassung vorder
hand noch nicht aufdränge. 

Einmal sind die Renten auf 
den I . J anua r  1975 um rund 
25 Prozent, das  heisst über 
den damaligen Teuerungs
stand hinaus erhöht worden. 
Zum zweiten hat sich der 
Preisauftrieb seither glückli
cherweise stark abge
schwächt. 

Die AHV/IV-Kommission 
hat hingegen beschlossen, 
dem Bundesrat eine Her
aufsetzung der Rentenan
sätze auf den I . J a n u a r  1977 
zu beantragen. Das Ausmass 
der Erhöhung hängt wesent
lich vom weiteren Verlauf der 
Teuerung ab, weshalb sich 
die Kommission erst im Früh
sommer 1976 darüber aus
sprechen wird. 

Am 12. Juni 1975 haben die 
eidgenössischen Räte be
schlossen, die Renten der 
AHV und Invalidenversiche
rung in den Jahren 1976 und 
1977 der Preisentwicklung 
anzupassen. Der Bundesrat 
ist deshalb beauftragt, zu ge
gebener Zeit die für die Ren
tenerhöhung nötigen Mass
nahmen zu treffen. Eine Her
aufsetzung der  Renten soll 
erfolgen, sobald die Teue
rung merklich angestiegen 
ist. 

(Zitat aus Neue Zürcher 
Zeitung vom Dienstag, den 
13. Januar 1976, Nr. 9) 

über die Gleichwertigkeit der Ma
turitätszeugnisse und die Gleich
stellung der liechtensteinischen mit 
österreichischen Studenten an den 
Hochschulen und Universitäten un
seres Nachbarlandes. 

In Wien fiel leichter Regen als 
die Swissair-Maschine kurz nach 
1 Uhr auf dem flaggengeschmück
ten Flughafen landete. 

Regierungschef Dr. Walter Kie
ber, der von Regierungschef-Stell
vertreter Hans Brunhart, von Gene
ralsekretär Dr. Emil Schaedler und  
von Protokollchef Walter  Kranz be
gleitet ist, wurde am Flugzeug vom 
Bundesminister für Auswärtige An
gelegenheiten, Dr. Erich Bielka, 
begrüsst und ins Flughafengebäude 
begleitet, wo er von Bundeskanzler 
Dr. Bruno Kreisky erwartet wurde. 
In rascher Fahrt fuhren die Gäste 
daraufhin in ihre Residenz, ins 
Hotel Imperial am Kärtner Ring. 

Besuch beim Bundeskanzler 
Während die Gattinnen des Regie
rungschefs und  des Regierungschef-
Stellvertreters • nachmittags die 
österreichische Galerie im oberen 
Belvedere besichtigten, begaben 
sich Regierungschef Dr. Kieber und 
seine Begleitung schon kurz nach 
der Ankunft zu ersten Gesprächen 
ins Bundeskanzleramt. Dem Besuch 
des Bundeskanzlers folgte die Un
terzeichnung des Staatsvertrages 
im Aussenministerium. Den Ab-
schluss des Nachmittags bildete 
eine Besichtigung der Graphischen 
Sammlung Albertina. 
Den Abschluss des ersten Tages des 
offiziellen Besuches in Oesterreich 
bildete am Abend ein offizielles 

Diner im Kongressaal des Bundes-1 
kanzleramtes, zu dem Bundeskanz
ler Dr. Bruno Kreisky im Namen 
der Bundesregierung geladen hatte. 
Heute Donnerstag wird die liech
tensteinische Regierungsdelegation 

nach einem Besuch im Parlament 
verschiedene Sehenswürdigkeiten 
Wiens besichtigen und sich,  am 
Nachmittag ins Augustiner Chor
herrenstift nach Klosterneuburg be
geben. 

Unser Funkbild zeigt Regierungschef 
Dr. Kieber, der hier auf dem Flug
hafen Schwechat von Bundeskanzler 
Dr. Kreisky begrüsst wird. Im Hinter
grund links (halb verdeckt) Konsul 
Dr. Herbert Batliner. (AP Wirefoto) 

Der neue Finanzausgleich 
Lastenverteilung von Land und Gemeinden der neuen Situation angepasst 
Das «Gesetz über die nicht zweck
gebundenen Finanzzuweisungen an 
die Gemeinden» ersetzt den um
strittenen alten «Finanzausgleich». 
In den beiden Dezembersitzungen 
verabschiedete der Landtag das Ge
setz, das die Verteilung der Ein
nahmen zwischen Land und 
Gemeinden neu regelt. Beide Frak
tionen begrüssten grundsätzlich die 
Regierungsvorlage, so dass der 
neue Finanzausgleich den Landtag 
ohne grosse Diskussionen passierte. 

Wir berichten in zwei Teilen 
über diese äusserst wichtige Neu
gestaltung. 

Ausgangslage 
Die Gemeinden erhielten 1974 über 
den Finanzausgleich 29,36 Millio
nen Franken vom Land. Mit diesen 
Mitteln, den Staatsbeiträgen an  die 
laufenden Kosten, den Subventio
nen und den Eigenmitteln konnten 
die Gemeinden ihre Aufgaben 
erfüllen und die daraus erwachsen
den Verpflichtungen finanzieren. In 
den Jahren 1969 bis 1973 erzielten 
die Gemeinden gesamthaft gesehen 
einen Deckuhgsüberschuss von 17,6 
Millionen Franken. 

Das Land konnte trotz dem Ein
satz von 11,8 Millionen Franken Re
serven, in den Jahren 1969 bis 1973 
etwa 20 Millionen Franken nicht 
aus den laufenden Erträgen decken, 

In den, kommenden Jahren zeichnet 
s ich ' infolge erhöhter Investitions
tätigkeit und stagnierender Erträge 
eine erhöhte Deckungslücke für die 
Landesrechnung ab. Die Reserven 
werden wir  bis auf die eiserne 
Ration Ende dieses Jahres aufge
braucht haben. 

Dazu kommt noch, dass die Erträ
ge an denen die Gemeinden partizi
pieren, eine höhere Steigerungsrate 
aufweisen, als die bisher voll dem 
Land zustehenden Ertragsquellen. 
Daraus ergäbe sich eine, zusätzliche 
Verschlechterung der Einnahmen
situation des Staates. 

Der Lastenausgleich, die Vertei
lung der Einnahmen zwischen Land 
und Gemeinden, musste der verän
derten Lage angepasst werden. 

Anforderungen an einen 
neuen Finanzausgleich 
0 Die Einnahmen müssen so ver
teilt werden, dass dem Land und 
den Gemeinden die zur Erfüllung 
der Aufgaben notwendigen Mittel 
zustehen. 
# Diese Mittel für den Ausgleich 
zwischen Land und Gemeinden sind 
fest zu begrenzen, damit das Aus
mass der  Leistungen für Land und 
Gemeinden abschätzbar ist, 
0 Die Gemeinden sollen an  mög
lichst vielen Steuern und Abgaben 
des Landes teilhabien, damit allfälli

ge Einbussen bei den Erträgen 
gleichmässig auf beide Ebenen ver
teilt und die Gemeinden auch an  
gewissen Sondererträgen und ein-, 
maligen Spitzenergebnissen betei
ligt werden (Schicksalsgemein
schaft). 
£ Von den Mitteln, die in den Fi
nanzausgleich fliessen, soll wie bis
her ein erheblicher Teil zum Aus
gleich der  unterschiedlichen 
Steuerkraft der  Gemeinden einge
setzt werden. 
# Den einwohnerschwachen und 
finanzarmen Gemeinden soll ein ge
wisses Mass an  Mindesteinnahmen 
gesichert werden. 

Gute Vorbereitung 
Die Regierung beauftragte die 
Steuerverwaltung und die Dienst
stelle für Finanzen mit der Ausar-, 
beitung von Vorschlägen für die 
Neugestaltung. Aufgrund des sehr 
umfangreichen Berichtes, der  darin 
enthaltenen Analysen Vorschläge 
und Empfehlungen hat  die Re
gierung einen, neuen Ausgleichs
schlüssel ausgearbeitet, der  einer
seits die bestehenden Nachteile im 
Verhältnis zwischen der Mit-
telzut'eilung an  Land und Gemein
den zu beseitigen vermag und an
dererseits eine noch stärkere An-
gleichung de r  Einnahmen pro Kopf 
der Bevölkerung herbeiführt. Der 

Regierungsentwurf dieser «Ge
setzesvorlage über die nicht zweck
gebundenen Finanzzuweisungen an  
die Gemeinden» wurde den 
Gemeinden zur Stellungnahme 
zugestellt. Sie erarbeiteten kon
struktive Vorschläge und Aende-
rungswünsche; a n  einer Vorsteher
konferenz wurde die Vorlage und 
die Berechnungsbeispiele erörtert, 
die entsprechenden Wünsche 
eingebracht. Die Regierung hat  auf
grund de r  Ergebnisse der Vernehm
lassung den Gesetzesentwurf noch
mals überprüft und den Einwen
dungen der Gemeindevertretungen 
in vertretbarem Umfang Rechnung 
getragen. 

Ein weiterer Beitrag zu diesem 
Thema folgt. 
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